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Tenor

I. Die Klage wird abgewiesen.

II. Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens.

III. Die Kostenentscheidung in Ziffer II ist vorläufig vollstreckbar.

Tatbestand

1
Die Klägerin wendet sich gegen eine erweiterte Gewerbeuntersagung durch das Landratsamt ...

2
Am 26.09.2012 meldete die Klägerin das Gewerbe „Vertrieb von Nahrungsergänzungen; Gesundheits- und 
Ernährungsberatung“ zum 01.08.2012 bei der Gemeinde F… an. Am 02.10.2017 meldete die Klägerin ihr 
Gewerbe zum 30.11.2017 ab und zum 01.12.2017 bei der Gemeinde B… mit dem Schwerpunkt 
„Einzelhandel mit Nahrungsergänzungsmittel und dergleichen via Internet“ an. Am 23.07.2018 meldete die 
Klägerin bei der Gemeinde B… das Gewerbe zum 31.07.2018 ab und am 14.08.2018 zum 01.08.2018 
wieder an.

3
Mit Schreiben vom 04.09.2018 regte das Finanzamt Passau - Außenstelle Vilshofen - gegenüber dem 
Landratsamt Passau den Erlass einer erweiterten Gewerbeuntersagung und die Anordnung des sofortigen 
Vollzuges gegenüber der Klägerin an. Es bestünden zum 04.09.2018 Rückstände von Betriebs- bzw. 
Personensteuern in Höhe von 30.150,56 EUR (Einkommens- und Umsatzsteuer). Die Vollstreckung sei im 
Wesentlichen erfolglos verlaufen. Am 17.05.2018 habe der Vollstreckungsbeamte einen fruchtlosen 
Pfändungsversuch in das bewegliche Vermögen unternommen. Forderungspfändungen hätten nicht zum 
Erfolg geführt; Ratenzahlungen seien nicht eingehalten worden. Die Klägerin sei wirtschaftlich nicht 
leistungsfähig, Anzeichen für eine Besserung der wirtschaftlichen Situation seien nicht erkennbar. Die 
Klägerin sei auch ihren sonstigen Verpflichtungen nicht ordnungsgemäß nachgekommen. 
Umsatzsteuervoranmeldungen seien für die Monate Juni und Juli 2018 nicht eingereicht worden, 
Umsatzsteuererklärungen für den Veranlagungszeitraum 2016 seien trotz mehrmaliger Aufforderung nicht 
eingereicht worden, sodass die Besteuerungsgrundlagen geschätzt werden mussten.

4



Mit Schreiben vom 07.09.2018 hat das Landratsamt unter anderem die Industrie- und Handelskammer 
Passau darüber informiert, dass die Durchführung eines Gewerbeuntersagungsverfahrens gegen die 
Klägerin angeregt worden sei und um Mitteilung gebeten werde, ob Tatsachen bekannt seien, die gegen die 
Mitwirkung der Klägerin sprächen.

5
Mit Schreiben vom 24.09.2018 teilte die IHK Niederbayern mit, dass die Klägerin vom 01.12.2017 bis zum 
31.07.2018 zu der Kammer gehört habe. Zum 01.08.2018 sei das Gewerbe wieder angemeldet worden. 
Beitragsforderungen oder Zahlungsrückstände bestünden bei der Kammer derzeit nicht. Die Klägerin sei 
aber auch bislang nicht zum Beitrag veranlagt worden.

6
Mit Schreiben des Landratsamtes vom 05.10.2018 und vom 02.11.2018 wurde die Klägerin über die 
beabsichtigte Gewerbeuntersagung informiert und ihr Gelegenheit zur Äußerung gegeben. Auf die 
Schreiben wird Bezug genommen. Die Klägerin hat hierzu mit Schreiben vom 05.11.2018 Stellung 
genommen. Auf das Schreiben wird Bezug genommen.

7
Nach dem Kontostand des Finanzamtes Passau vom 19.11.2018 beliefen sich die Rückstände der 
Umsatzsteuer auf insgesamt 28.210,48 EUR (Hauptforderung 23.057,98 EUR; Säumniszuschläge 5.152,50 
EUR). Auf den Kontoauszug wird Bezug genommen.

8
Laut telefonischer Auskunft gegenüber dem Landratsamt beliefen sich diese Rückstände am 30.11.2018 auf 
28.271,98 EUR, die Einkommenssteuerrückstände auf 5.751,56 EUR.

9
Mit Bescheid vom 30.11.2018, der Klägerin laut Postzustellungsurkunde zugestellt am 04.12.2018, wurde 
der Klägerin die Ausübung des Gewerbes „Einzelhandel mit Nahrungsergänzungsmitteln und dergleichen 
via Internet“ in B… und der Bundesrepublik Deutschland ab sofort untersagt (Ziffer 1). Ferner wurde der 
Klägerin jegliche Gewerbeausübung als selbstständige Gewerbetreibende, Vertretungsberechtigte eines 
Gewerbetreibenden oder als mit der Leitung eines Gewerbebetriebs beauftragte Person in der 
Bundesrepublik Deutschland untersagt (Ziffer 2) und ihr für die Abwicklung der Betriebseinstellung eine Frist 
bis zum 28.02.2019, im Falle der Klage eine Frist von vier Wochen nach Bestandskraft des Bescheides, 
gewährt (Ziffer 3). Für den Fall, dass die Klägerin nach Ablauf der in Ziffer 3 genannten Frist weiterhin 
gewerbliche Tätigkeiten ausübe, werde ein Zwangsgeld von 2.500,00 EUR fällig (Ziffer 4). Der Klägerin 
wurden die Kosten des Verfahrens auferlegt (Gebühr von 400,00 EUR; Auslagen 3,68 EUR - Ziffer 5).

10
Zur Begründung führt das Landratsamt im Wesentlichen aus, dass die Klägerin ihre gewerbliche Tätigkeit 
nicht ordnungsgemäß ausübe, da sie den aus dem Gewerbebetrieb resultierenden Zahlungs- und 
Mitteilungspflichten nicht nachkomme. Sie habe sich durch die Nichtabführung von Steuern einen 
unrechtmäßigen Vorteil gegenüber Mitbewerbern verschafft und die Allgemeinheit geschädigt. Während des 
Untersagungsverfahrens seien die Umsatzsteuerrückstände von 30.150,56 EUR am 04.09.2018 lediglich 
auf 28.217,98 EUR am 30.11.2018 gesunken. Daneben bestünden Einkommensteuerrückstände von 
5.751,56 EUR. Diese in der Vergangenheit eingetretenen Tatsachen ließen auf eine Unzuverlässigkeit der 
Klägerin auch in Zukunft schließen. Eine weitere Gefährdung der Allgemeinheit können nur durch eine 
Gewerbeuntersagung verhindert werden. Die Unzuverlässigkeitstatsachen begründeten auch die 
Unzuverlässigkeit bei jeglicher Gewerbeausübung.

11
Im Übrigen wird auf den Bescheid und seine Begründung Bezug genommen.

12
Laut Kontoauszug des Finanzamtes Passau betrugen am 11.01.2019 die Rückstände der Klägerin bei der 
Umsatzsteuer 28.596,98 EUR (Betrag 23.057,98 EUR; Säumniszuschläge 5.539,00 EUR) und bei der 
Einkommenssteuer 5.838,56 EUR (Betrag 5.109,06 EUR, Säumniszuschläge 729,50 EUR). Ferner teilte 
das Finanzamt Passau mit Schreiben vom 14.01.2019 mit, dass die Klägerin ihren sonstigen steuerlichen 
Verpflichtungen nicht nachgekommen sei. Es fehlten die Umsatz- und die Einkommenssteuererklärungen 



für die Jahre 2016 und 2017, sowie die Umsatzsteuervoranmeldungen ab Oktober 2018. Aufgrund von 
Pfändungen sei letztmalig am 08.10.2018 eine Zahlung in Höhe von 125,70 EUR erfolgt.

13
Mit Schriftsatz vom 17.12.2018, bei Gericht eingegangen am 18.12.2018, hat die Klägerin Klage gegen den 
Bescheid des Landratsamtes erhoben.

14
Sie führt im Wesentlichen aus, dass sie wegen der Kontenpfändung durch das Finanzamt nicht wisse, wie 
sie einen Steuerberater bezahlen und was sie machen solle, wenn sie nach 15 Jahren harter Arbeit alles 
verliere, obwohl sie 26 Jahre lang ihre Steuern bezahlt habe. Ihre Versuche, sich weitere 
Einkommensquellen aufzubauen, seien gescheitert, ebenso wie ihre Bemühungen um nichtselbständige 
Tätigkeiten. Aufgrund ihres Umzuges, eines fehlenden Telefonanschlusses über mehrere Wochen sowie 
der Kontenpfändungen durch das Finanzamt habe sich ihr Umsatz in 2018 gegenüber 2017 halbiert. Die 
bedingungslose Forderung des Finanzamtes von Raten über mindestens 500 EUR monatlich habe zu 
erfolglosen Pfändungen geführt. Sie habe mehrfach ihre Bereitschaft zur Schuldentilgung erklärt, das 
Finanzamt sei jedoch davon überzeugt gewesen, dass sie dies aufgrund ihres Alters nicht schaffen könne. 
Die Steuerrückstände hätten erst 2015 begonnen, sie sei schon seit 1988 selbständig. Seit der Eröffnung 
ihres Online-Shops sei sie bemüht gewesen, mit ihrer Arbeit Gutes zu tun und weder Staat noch 
Allgemeinheit zu schaden. Zu keinem Zeitpunkt habe sie sich einen unrechtmäßigen Vorteil gegenüber 
ihren Mitbewerbern verschaffen wollen. Sie wehre sich dagegen, sich als wirtschaftlich nicht leistungsfähig 
und unzuverlässig bezeichnen zu lassen. Sie sei natürlich im Stande, ihre Schulden zu zahlen, wenn man 
ihr die Möglichkeit ließe, sich zu erholen, nachdem ihr die Pfändungen den Boden unter den Füßen 
weggezogen hätten. Ab April/Mai 2019 habe sie weitere Tätigkeiten in Aussicht. Durch diese erhielte das 
Finanzamt die Garantie, dass sie ihre Schulden in den nächsten Jahren tilgen könne. Sie habe mit viel 
Mühe erreicht, dass sie wieder gute Chancen auf eine Schuldenrückzahlung habe. Die Zusage einer 
monatlichen Rate von 500 EUR wäre aufgrund der fehlenden Vorhersehbarkeit ihrer Einkünfte eine glatte 
Lüge gewesen.

15
Weiter macht die Klägerin mit Schriftsatz vom 29.01.2019 geltend, dass sie im Zeitraum 15.12.2017 bis 
15.05.2018 insgesamt 1.400,00 EUR an das Finanzamt Vilshofen überwiesen habe, ferner bis 30.05.2018 
Umsatz- und Einkommenssteuer in Höhe von insgesamt 3.568,42 EUR. Ihr langjähriger Steuerberater habe 
die Steuererklärungen für 2016 und 2017 nicht fertig gestellt. Aufgrund der Kontenpfändungen könne sie 
kein Angebot für eine Rückzahlung machen, ferner habe sie seit September 2018 kein Angebot gemacht, 
weil sie nicht gewusst habe, ob sie ihre Kunden zurückgewinnen könne.

16
Die Klägerin ergänzt mit Schreiben vom 07.01.2020, dass sie Beträge der laufenden Umsatzsteuer aus 
Gewerbebetrieb in 2019 bezahlt habe. Die Umsatzsteuer für das vierte Quartal 2019 mit etwa 400 EUR 
werde sie in diesem Monat ebenfalls bezahlen können.

17
Die Klägerin beantragte in der mündlichen Verhandlung, 

den Bescheid des Landratsamtes ... vom 30.11.2018 aufzuheben.

18
Das Landratsamt ... beantragte in der mündlichen Verhandlung für den Beklagten,

die Klage abzuweisen.

19
Zur Begründung führt das Landratsamt im Wesentlichen mit Schriftsatz vom 18.01.2019 aus, dass die Klage 
zwar zulässig sei, aber unbegründet. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der Sachlage sei die letzte 
Behördenentscheidung; es nehme auf die Gründe des Untersagungsbescheides Bezug. Die Klägerin sei in 
der Vergangenheit in keinster Weise den Pflichten aus ihrem Gewerbebetrieb nachgekommen, weder habe 
sie die erforderlichen Erklärungen für die Jahre 2016 und 2017 abgegeben noch ausreichende Zahlungen 
auf die entstandenen Rückstände geleistet. In ihrer Klageschrift habe die Klägerin geltend gemacht, 
zahlungsbereit zu sein, derzeit aber nicht über finanzielle Mittel zur Steuertilgung zu verfügen. Sie gebe 



selbst an, derzeit zahlungsunfähig zu sein, hoffe aber, bei künftiger Gewerbetätigkeit die Schulden 
zurückzahlen zu können, ohne hierfür mehr als Absichtserklärung und der Hoffnung auf zukünftige 
Geschäftsbeziehungen vorzuweisen. Die Klägerin bestreite nicht, dass zum Zeitpunkt der Untersagung 
erhebliche Steuerrückstände bestanden hätten, deren Zahlung, auch ratenweise, ihr nicht möglich gewesen 
sei. Ein nachvollziehbares und erfolgversprechendes Sanierungskonzept sei von ihr weder vor noch nach 
Erlass der Untersagungsverfügung beim Finanzamt oder beim Landratsamt vorgelegt worden.

20
Ferner führt das Landratsamt mit Schriftsatz vom 22.03.2019 aus, dass die Steuerrückstände der Klägerin 
bei Anregung des Untersagungsverfahrens am 04.09.2018 30.150,56 EUR betragen hätten und während 
des Untersagungsverfahrens weiter angestiegen seien. Bei Ausspruch der Untersagung am 30.11.2018 
hätten sich die Umsatzsteuerrückstände auf 28.217,98 EUR belaufen, die Einkommenssteuerrückstände 
auf 5.751,56 EUR. Seit der Anregung des Untersagungsverfahrens seien lediglich Zahlungen in Höhe von 
445,75 EUR geleistet worden, während die Gesamtrückstände auf 34.003,54 EUR angestiegen seien. Vor 
der Untersagung sei nur eine Zahlung von 125,70 EUR aus einer Pfändung vereinnahmt worden. Für die 
Jahre 2016 bis 2018 seien weder Einkommens- noch Umsatzsteuererklärungen abgegeben worden, sodass 
die Bemessungsgrundlagen für 2016 hätten geschätzt werden müssen. Die Klägerin habe Zahlungen an 
das Finanzamt im Zeitraum 2017 bis Mai 2018 dargelegt, diese lägen jedoch im Zeitraum vor dem 
Untersagungsverfahren. Mit dem Finanzamt habe keine Ratenzahlungsvereinbarung abgeschlossen 
werden können.

21
Mit Schreiben vom 09.08.2019 legt das Landratsamt ferner dar, dass laut telefonischer Nachfrage beim 
Finanzamt Passau am 09.08.2019 der aktuelle Steuerrückstand 30.453,11 EUR betrage. Zwar sei die 
Steuererklärung für 2017 zwischenzeitlich nachgereicht worden, freiwillige Zahlungen würden allerdings 
immer noch nicht geleistet. Geringe Einzahlungen könnten ausschließlich über Pfändungsmaßnahmen 
erreicht werden.

22
Auf die Schriftsätze der Parteien wird Bezug genommen.

23
Am 27.02.2020 hat das Gericht den Rechtsstreit mündlich verhandelt und dabei die Sach- und Rechtslage 
mit den Beteiligten erörtert. Auf das Protokoll der mündlichen Verhandlung wird Bezug genommen. Ferner 
wird auf die Gerichts- und Behördenakten, soweit sie dem Gericht vorlagen, Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

I. 

24
Die Klage ist abzuweisen. Sie ist zwar zulässig, aber unbegründet. Der Bescheid des Beklagten vom 
30.11.2018 ist rechtmäßig und verletzt die Klägerin nicht in ihren Rechten.

25
1. Die Gewerbeuntersagung in Ziffer 1 des Bescheides ist rechtmäßig, sie erfüllt die Voraussetzungen des 
§ 35 Abs. 1 S. 1 GewO.

26
a) Das Landratsamt ... ist gem. § 155 Abs. 2 GewO, § 37 ZustV i.V.m. § 35 Abs. 7 GewO für den Erlass der 
Gewerbeuntersagung zuständig. Die Klägerin wurde gem. Art. 28 Abs. 1 BayVwVfG angehört.

27
Die IHK Niederbayern wurde gem. § 35 Abs. 4 GewO zu der beabsichtigten Gewerbeuntersagung angehört. 
Dabei wäre - selbst wenn die Anhörung nicht den Anforderungen des § 35 Abs. 4 GewO genügen würde - 
dies nach Art. 46 BayVwVfG unbeachtlich. Die Anhörung konnte die Entscheidung in der Sache 
offensichtlich nicht beeinflussen. Die Tatsachen, die die Unzuverlässigkeit der Klägerin dartun, sind so 
gravierend, dass das Landratsamt nicht aufgrund einer von der IHK günstigen Darstellung von dem Erlass 
einer Gewerbeuntersagung hätte absehen können (vgl. Landmann/Rohmer/Marcks, 82. EL Oktober 2019, 
GewO § 35 Rn. 170 m.w.N.). Die Klägerin hatte im Zeitpunkt des Bescheidserlasses erhebliche 



Steuerrückstände und kam ihren sonstigen steuerlichen Pflichten nicht nach. b) Der Bescheid ist materiell 
rechtmäßig. Die Klägerin ist unzuverlässig im Sinne des § 35 Abs. 1 S. 1 GewO, die Untersagung ihres 
Gewerbes ist zum Schutz der Allgemeinheit erforderlich.

28
Gemäß § 35 Abs. 1 S. 1 GewO ist das Gewerbe zu untersagen, wenn Tatsachen vorliegen, die die 
Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden mit Bezug auf dieses Gewerbe dartun, sofern die Untersagung 
zum Schutze der Allgemeinheit oder der im Betrieb Beschäftigten erforderlich ist.

29
aa) Es liegen mit den erheblichen Steuerrückständen in Höhe von etwa 34.000 EUR und den nicht 
abgegebenen Steuererklärungen im Zeitpunkt des Bescheidserlasses Tatsachen vor, die die 
Unzuverlässigkeit der Klägerin in Bezug auf das von ihr ausgeübte Gewerbe belegen.

30
Gewerberechtlich unzuverlässig ist, wer keine Gewähr dafür bietet, dass er sein Gewerbe in Zukunft 
ordnungsgemäß ausüben wird (etwa BVerwG, Urteil vom 19.03.1970 - I C 6/69, VerwRspr 1971, 223, 224; 
Urteil vom 02.02.1982 - 1 C 52.78, juris, Rn. 17; Beschluss vom 09.04.1997 - 1 B 81/97, juris, Rn. 5; 
Landmann/Rohmer/Marcks, GewO, 81. EL März 2019, § 35 Rn. 29). Die Gewerbeausübung ist nicht 
ordnungsgemäß, wenn die betroffene Person weder willens noch in der Lage ist, die im öffentlichen 
Interesse zu fordernde, einwandfreie Führung ihres Gewerbes zu gewährleisten (vgl. 
Landmann/Rohmer/Marcks, GewO, 81. EL März 2019, § 35 Rn. 29).

31
Die Unzuverlässigkeit muss sich nach dem ausdrücklichen Wortlaut des § 35 Abs. 1 S. 1 GewO aus 
Tatsachen ergeben. Diese in der Vergangenheit eingetretenen Tatsachen sind von der Behörde danach zu 
beurteilen, ob sie auf eine Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden in Zukunft schließen lassen (vgl. 
Landmann/Rohmer/Marcks, GewO, 81. EL März 2019, § 35 Rn. 31). Zukünftige Verstöße müssen demnach 
wahrscheinlich sein (BVerwG, Urteil vom 16.9.1975 - I C 44/74, NJW 1976, 986, 988; 
Landmann/Rohmer/Marcks, GewO, 81. EL März 2019, § 35 Rn. 32). Diese Tatsachen müssen dabei nicht 
unmittelbar im Gewerbebetrieb entstanden sein, sie müssen sich allerdings auf das Gewerbe beziehen und 
die Unzuverlässigkeit jedenfalls im Hinblick auf das konkret ausgeübte Gewerbe in Frage stellen 
(Landmann/Rohmer/Marcks, GewO, 81. EL März 2019, § 35 Rn. 33).

32
Die Unzuverlässigkeit setzt dabei weder ein Verschulden in Form eines moralischen oder ethischen 
Vorwurfes noch einen Charaktermangel voraus (BVerwG, Urteil vom 29.03.1966 - I C 62.65, juris, Rn. 7; 
Urteil vom 05.08.1965 - I C 69.62, juris, Rn. 37; Landmann/Rohmer/Marcks, GewO, 81. EL März 2019, § 35 
Rn. 30). Der Schutz der Allgemeinheit erfordert, unabhängig vom Vorliegen eines Verschuldens, 
unzuverlässigen Gewerbetreibenden die weitere Ausübung des Gewerbes zu untersagen (vgl. 
Landmann/Rohmer/Marcks, GewO, 81. EL März 2019, § 35 Rn. 30).

33
Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der Sach- und Rechtslage ist der Zeitpunkt der letzten 
Verwaltungsentscheidung (BVerwG, Urteil vom 02.02.1982 - 1 C 94/78, juris, Rn. 16; Beschluss vom 
23.11.1990 - 1 B 155/90, juris, Ls. 1; Beschluss vom 09.04.1997 - 1 B 81/97, juris, Rn. 7). Dabei handelt es 
sich um den Zeitpunkt des Erlasses des Verwaltungsaktes (vgl. Landmann/Rohmer/Marcks, GewO, 81. EL 
März 2019, § 35 Rn. 21). Entfallen die Untersagungsvoraussetzungen danach, wird die Rechtmäßigkeit der 
Untersagungsverfügung nicht berührt. Wohlverhalten nach Bescheidserlass kann nur in einem 
Wiedergestattungsverfahren nach § 35 Abs. 6 GewO berücksichtigt werden (BVerwG, Beschluss vom 
09.04.1997 - 1 B 81/97, Rn. 7). Der Bescheid des Landratsamtes ... wurde mit der Bekanntgabe gegenüber 
der Klägerin am 04.12.2018 erlassen.

34
(1) Die Unzuverlässigkeit der Klägerin ergibt sich hier zum einen aus ihren Steuerschulden in Höhe von 
etwa 34.000 EUR im Zeitpunkt des Bescheidserlasses.

35
Das Fehlen von Geldmitteln kann die ordnungsgemäße Führung des Betriebes im Allgemeinen und die 
Erfüllung öffentlicher Zahlungspflichten im Besonderen verhindern. Von dem Gewerbetreibenden muss im 



Interesse eines redlichen und ordnungsgemäßen Wirtschaftsverkehrs erwartet werden, dass er bei 
anhaltender wirtschaftlicher Leistungsunfähigkeit seinen Gewerbebetrieb aufgibt. Dieser Grund fällt nur 
dann weg, wenn der Gewerbetreibende zahlungswillig ist und - trotz seiner Schulden - nach einem 
sinnvollen und erfolgversprechenden Sanierungskonzept arbeitet (BVerwG, Urteil vom 02.02.1982 - 1 C 
94/78, juris, Rn. 15; BeckOK GewO/Brüning, 47. Ed. 1.6.2019, GewO § 35 Rn. 23a). Dabei kommt es nicht 
darauf an, welche Ursachen zu der wirtschaftlichen Leistungsunfähigkeit geführt haben. Der 
Unzuverlässigkeitsvorwurf knüpft im Wesentlichen an die unterlassene Betriebsaufgabe trotz anhaltender 
wirtschaftlicher Krise an (BVerwG, Urteil vom 02.02.1982 - 1 C 146/80, juris, Rn. 15).

36
Steuerschulden sind Ausdruck mangelnder wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit (Landmann/Rohmer/Marcks, 
GewO, 81. EL März 2019, § 35 Rn. 49 m.w.N.). Damit Staat und Gemeinden ihren Verpflichtungen 
gegenüber der Allgemeinheit nachkommen können, sind sie auf den pünktlichen Eingang der von ihnen 
erhobenen Steuern angewiesen. Ein Gewerbetreibender, der sich seinen finanziellen Verpflichtungen 
gegenüber dem Staat entzieht, versucht damit, sich im Geschäftsleben einen Vorsprung vor den mit ihm im 
Wettbewerb stehenden Gewerbetreibenden zu verschaffen, die ihre Steuerpflichten erfüllen. Es kann daher 
von dem Gewerbetreibenden nicht erwartet werden, dass er sein Gewerbe im Einklang mit den 
bestehenden Vorschriften einwandfrei führt (BVerwG, Beschluss vom 17.01.1964 - VII B 159/63, VerwRspr 
1964, 983, 984 f.).

37
Steuerrückstände sind nur geeignet, einen Gewerbetreibenden als unzuverlässig erscheinen zu lassen, 
wenn sie sowohl wegen ihrer absoluten Höhe als auch im Verhältnis zur Gesamtbelastung des 
Gewerbetreibenden von Gewicht sind. Auch der Zeitraum, während dessen der Gewerbetreibende seinen 
steuerlichen Verpflichtungen nicht nachgekommen ist, ist von Bedeutung (BVerwG, Beschluss vom 
29.01.1988 - 1 B 164/87, juris Rn. 3; Beschluss vom 19.01.1994 - 1 B 5/94, juris, Rn. 6).

38
Eine feste Grenze, ab welcher Höhe der Steuerschuld Unzuverlässigkeit bejaht werden kann, lässt sich 
dabei nicht angeben (BVerwG, Beschluss vom 09.04.1997 - 1 B 81/97, juris Rn. 4). Beträge unter 5.000,00 
€ werden regelmäßig nicht als ausreichend angesehen (Landmann/Rohmer/Marcks, GewO, 81. EL März 
2019, § 35 Rn. 52b; vergleiche auch Bundesministerium der Finanzen vom 14.12.2010, IV A 3-S 
0130/10/10019, BStBl I 2010, 1430).

39
Die Klägerin hatte damit im Zeitpunkt des Bescheidserlasses Steuerrückstände von insgesamt etwa 34.000 
EUR, diese waren innerhalb eines Zeitraumes von über zwei Jahren fällig geworden.

40
Die Klägerin hatte bei Anregung des Gewerbeuntersagungsverfahrens am 04.09.2018 fällige 
Steuerrückstände (Einkommens- und Umsatzsteuer sowie Verspätungszuschläge) in Höhe von 30.150,56 
EUR. Im Laufe des Gewerbeuntersagungsverfahrens erhöhten sich die Rückstände, am 19.11.2018 
betrugen die Rückstände der Umsatzsteuer laut Kontoauszug des Finanzamtes 28.210,48 EUR 
einschließlich Verspätungszuschläge. Im Rahmen einer telefonischen Nachfrage durch das Landratsamt 
ergab sich, dass die Rückstände und Verspätungszuschläge am 30.11.2018 bzgl. der Umsatzsteuer 
28.271,98 EUR, der Einkommenssteuerrückstände von 5.751,56 EUR betrugen. Laut Kontoauszug des 
Finanzamtes Passau vom 11.01.2019 betrugen die Rückstände der Umsatzsteuer inklusive 
Verspätungszuschläge zu diesem Zeitpunkt 28.596,98 EUR, die Rückstände der Einkommenssteuer 
einschließlich Verspätungszuschläge 5.838,56 EUR.

41
Diese Steuerrückstände sind sowohl absolut, als auch im Verhältnis zu der Gesamtbelastung der Klägerin 
von Gewicht. So liegen die Rückstände deutlich über der Mindestgrenze von etwa 5.000,00 EUR, auch im 
Verhältnis zum Umfang des Geschäftes der Klägerin sind sie bedeutsam.

42
Des Weiteren ist der Zeitraum, in dem sich die Steuerrückstände anhäuften, erheblich. Es handelt sich nicht 
um einen nur vorübergehenden oder kurzfristigen Zahlungsrückstand. Die Steuerrückstände stammen aus 
einem Zeitraum von über zwei Jahren. Die ältesten Rückstände mit Bezug zur Umsatzsteuer sind im April 



2016 fällig geworden, die ältesten Rückstände stammen aus dem zweiten Quartal 2015. Für die 
Einkommenssteuer stammen die ältesten Rückstände aus 2014, diese waren im August 2016 fällig.

43
Die Klägerin trug im Rahmen der mündlichen Verhandlung vor, dass die Steuerrückstände teilweise auf 
Schätzungen beruhten, und auch Säumniszuschläge enthielten. Dies ändert jedoch nichts an der 
zulässigen Berücksichtigung für die Beurteilung der Unzuverlässigkeit. Die Grundlage der Steuerschuld ist 
in diesem Zusammenhang genauso unbeachtlich, wie es keine Rolle spielt, ob es sich um die 
Hauptforderung oder Säumniszuschläge handelt. Nur die Fälligkeit der Steuerschuld ist maßgeblich, nicht 
deren materielle Rechtmäßigkeit (BVerwG, Beschluss vom 01.02.1994 - 1 B 9/94, juris, Rn. 3; Beschluss 
vom 29.01.1988 - 1 B 164/87, juris, Rn. 4; BayVGH, Beschluss vom 13.06.2006 - 22 ZB 06.1392, juris, Rn. 
2; Tettinger/Wank/Ennuschat, Gewerbeordnung, 8. Auflage 2011, § 35 Rn. 51).

44
Ferner verfolgte die Klägerin kein sinnvolles und erfolgsversprechendes Sanierungskonzept. Eine 
letztmalige Zahlung erfolgte aufgrund von Pfändungen am 08.10.2018 in Höhe von 125,70 EUR. Während 
des Gewerbeuntersagungsverfahrens leistete die Klägerin keine freiwilligen Zahlungen auf ihre 
Steuerschuld, die einzige Zahlung erfolgte im Rahmen einer Kontenpfändung. Auch legte sie keinen 
konkreten Plan vor, im Rahmen dessen sie konkrete Ansätze zur zeitnahen Begleichung ihrer Rückstände 
vortrug.

45
(2) Des Weiteren ergibt sich die Unzuverlässigkeit der Klägerin daraus, dass sie ihren steuerlichen 
Erklärungspflichten nicht rechtzeitig nachkam. Diese sind Teil der Verpflichtungen, die sich im Rahmen der 
einwandfreien Führung des Gewerbes ergeben.

46
Laut Schreiben des Finanzamtes Passau hatte die Klägerin im Januar 2019 die Umsatz- und 
Einkommenssteuererklärungen für die Veranlagungszeiträume 2016 und 2017 nicht eingereicht. So hatte 
sie im Zeitpunkt des Bescheidserlasses trotz Aufforderungen des Finanzamtes die Steuererklärungen für 
Einkommens- und Umsatzsteuer für die Veranlagungszeiträume 2016 und 2017 nicht eingereicht.

47
Dabei ist auch unerheblich, dass der Steuerberater der Klägerin nach deren Angaben die 
Steuererklärungen nicht fertig stellte. Die Klägerin war als Steuerpflichtige verpflichtet, die 
Steuererklärungen und die Voranmeldungen abzugeben. Sie musste die Einreichung der Erklärungen 
unabhängig von der Beauftragung des Steuerberaters jedenfalls überwachen (vgl. LG München I, Urteil 
vom 18. 5. 2004 - 23 O 14802/03, DStRE 2005, 120 f.)

48
(3) Aufgrund dieser vergangenen Tatsachen ließ sich im Zeitpunkt des Bescheidserlasses keine positive 
Prognose für die zukünftig ordnungsgemäße Gewerbeausübung der Klägerin treffen. So stiegen die 
Steuerrückstände der Klägerin im Laufe des Gewerbeuntersagungsverfahren weiter an, freiwillige 
Zahlungen erfolgten nicht. Auch reichte die Klägerin ihre Steuererklärungen erst nach Erlass des 
Bescheides ein.

49
bb) Die Untersagung des Gewerbes ist zum Schutz der Allgemeinheit erforderlich. Eine abstrakte Gefahr für 
Rechtsgüter der Allgemeinheit in Form einer nach der Lebenserfahrung typischerweise anzunehmenden 
Gefährdungslage ist hier gegeben (BeckOK GewO/Brüning, 47. Ed. 1.6.2019, GewO, § 35 Rn. 35). Eine 
solche liegt jedenfalls darin, dass die Steuerrückstände der Klägerin - hier unter anderem das unberechtigte 
Vorenthalten von Umsatzsteuern - das Vermögen der öffentlichen Hand gefährden (vgl. OVG Bautzen, 
Beschluss vom 08.03.2011 - 3 B 354/10, juris, Rn. 9).

50
cc) Die Gewerbeuntersagung ist auch verhältnismäßig. Ein milderes, gleich effektives Mittel zum Schutz des 
gefährdeten Vermögens der öffentlichen Hand ist hier nicht ersichtlich. Bei der Gewerbeuntersagung 
handelt es sich um die ultima ratio zur Abwehr der Gefährdungen aus der Unzuverlässigkeit des 
Gewerbetreibenden (Landmann/Rohmer/Marcks, 81. EL März 2019, GewO § 35 Rn. 78). Die Schäden, die 
durch die Fortsetzung der Tätigkeit bei Erlass des Bescheides zu erwarten waren, standen nicht außer 



Verhältnis zu der Beeinträchtigung der Klägerin. Dies ergibt sich hier insbesondere aus der Höhe der 
Steuerrückstände sowie deren weiteren Anstiegs während des Gewerbeuntersagungsverfahrens. Eine 
teilweise Untersagung oder die Anordnung von Überwachungsmaßnahmen wäre weniger wirksam. Anders 
als die vollumfängliche Gewerbeuntersagung sind diese nicht in der Lage, das Risiko der 
Vermögensgefährdung der öffentlichen Hand auszuschließen.

51
2. Die Erweiterung der Gewerbeuntersagung in Ziffer 2 des Bescheides ist ebenfalls rechtmäßig. Die 
Gewerbeuntersagung konnte gem. § 35 Abs. 1 S. 2 GewO auch auf die Tätigkeit als Vertretungsberechtigte 
eines Gewerbetreibenden, auf die Tätigkeit als mit der Leitung eines Gewerbebetriebes beauftragten 
Person sowie auf alle anderen Gewerbearten erstreckt werden.

52
a) In Ziffer 1 des Bescheides wurde der Klägerin im selben Verfahren ihr tatsächlich ausgeübtes Gewerbe 
untersagt.

53
b) Die Unzuverlässigkeit der Klägerin beschränkt sich nach dem oben dargelegten Tatsachen nicht nur auf 
das von ihr ausgeübte Gewerbe. Die durch das Landratsamt ... festgestellten Tatsachen rechtfertigen die 
Annahme, dass die Klägerin auch für andere Tätigkeiten und Gewerbe unzuverlässig ist.

54
Die wirtschaftliche Leistungsunfähigkeit und die Verletzung steuerlicher Pflichten sind Umstände, die 
gewerbeübergreifend zu einer Unzuverlässigkeit führen. Sie sind nicht auf die gegenwärtige Tätigkeit der 
Klägerin, den Einzelhandel mit Nahrungsergänzungsmitteln und dergleichen via Internet, beschränkt. Die 
Klägerin hat durch die Nichterfüllung ihrer steuerlichen Zahlungspflichten sowie durch die Nichtabgabe ihrer 
Steuererklärungen Verpflichtungen verletzt, die für sämtliche Gewerbetreibenden gelten, sie haben nicht nur 
einen Bezug zu ihrer konkret ausgeübten gewerblichen Tätigkeit (BVerwG, Urteil vom 02. 02.1982 - 1 C 
17/79, juris, Rn. 27). c) Es war im Zeitpunkt der Gewerbeuntersagung auch ein Ausweichen der Klägerin auf 
andere Gewerbe zu erwarten. Diese Wahrscheinlichkeit folgt schon aus der Tatsache, dass die Klägerin - 
trotz der sich ansammelnden Steuerschulden und der sich daraus ergebenden Unzuverlässigkeit - an ihrer 
gewerblichen Tätigkeit festhielt. Durch das Festhalten an dem ausgeübten Gewerbe bekundet der 
Gewerbetreibende regelmäßig seinen Willen, sich auf jeden Fall irgendwie gewerblich zu betätigen. Es sind 
keine Umstände ersichtlich, die eine zukünftige, anderweitige gewerbliche Tätigkeit des Klägerin 
ausschließen (BVerwG, Urteil vom 02.02.1982 - 1 C 17/79, juris, Rn. 29)

55
d) Auch durch die Ausübung sonstiger Gewerbe oder die Tätigkeit als Vertretungsberechtigte eines 
Gewerbetreibenden sowie die Leitung eines Gewerbebetriebes durch die Klägerin besteht eine Gefährdung 
von Rechtgütern der Allgemeinheit. Es besteht die Gefahr, dass die Klägerin auch bei Aufnahme einer 
anderen gewerblichen Tätigkeit erneut Steuerrückstände anhäuft, oder dass dies auch bei der Tätigkeit als 
Vertretungsberechtigte oder mit der Leitung eines Gewerbebetriebes Beauftragte geschieht.

56
e) Ermessensfehler sind nicht ersichtlich.

57
3. Die Frist zur Betriebseinstellung In Ziffer 3 des Bescheides erfüllt die Voraussetzungen des Art. 36 Abs. 1 
S. 2 VwZVG.

58
Es war der Klägerin billigerweise zuzumuten, ihren Betrieb bis zum 28.02.2019 bzw. innerhalb von vier 
Wochen nach Bestandskraft des Bescheides einzustellen. Die Frist ist mit der Angabe eines konkreten 
Datums bzw. durch die Nennung einer Frist von vier Wochen ab Bestandskraft bestimmt, es ist eindeutig 
erkennbar, wie viel Zeit der Klägerin zur Erfüllung bleibt.

59
Fehler sind im Rahmen der Ermessensausübung des Landratsamtes, insbesondere bei der Bemessung der 
Länge der Frist, nicht ersichtlich.

60



4. Die Zwangsgeldandrohung in Ziffer 4 des Bescheides erfüllt die Voraussetzungen der Art. 29, 30, 31, 36 
des Bayrischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes (VwZVG).

61
5. Die Kostenentscheidung in Ziffer 4 des Bescheides ist ebenfalls rechtmäßig. Als Veranlasserin des 
Verfahrens hat die Klägerin dessen Kosten gem. Art. 2 Abs. 1 KG zu tragen. Die Bescheidsgebühr von 
400,00 EUR entspricht Art. 5, 6 Abs. 2 KG in Verbindung mit Tarifnummer 5.III.5/15 des 
Kostenverzeichnisses zum KG. Diese setzt einen Kostenrahmen von 50,00 EUR bis 2.000,00 EUR für 
Gewerbeuntersagungen nach § 35 Abs. 1 GewO fest. Die Höhe ist unter Berücksichtigung des 
Verwaltungsaufwandes nicht zu beanstanden.

II. 

62
Die Klägerin hat als unterliegende Partei gem. § 154 Abs. VwGO die Kosten des gerichtlichen Verfahrens 
zu tragen.

III. 

63
Die vorläufige Vollstreckbarkeit ergibt sich aus § 167 Abs. 1 VwGO, §§ 709 ff. ZPO.


